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754 der Beilagen zu den Stenographischen Proto ollen des Nationalrates XVI. GP 

Bericht 

des Bautenaussc usses 

über die Regierungsvorlage (734 der Beila­
g,en): Syndikatsvertrag zwischen der Republik 
psterreich (Bund), vertreten durch den Bun­
desminister für Bauten und Technik, und dem 
Land Niederösterreich betreffend die Errich­
~ung und den Betrieb· eines Marchfeldkanal-

systems 

I Mit dem Bundesgesetz BGBI. Nr.62/1983 
1Yurde eine "Planungsgesellschaft Marchfeldkanal" 
~ls eigener Wirtschaftskärper geschaffen. Als Auf­
gaben wurden dieser Gesellschaft insbesondere die 
Ausarbeitung der Planung über die technische 
Konkretisierung des Projektes, die Ermittlung der 
~oraussichtlichen Kosten und die Erarbeitung von 
Finanzierungsplänen zugewiesen. Da diese Arbei­
ten weitgehend abgeschlossen sind, soll nunmehr 
y orsorge getroffen· werden, daß das Projekt 
Marchfeldkanal in die Errichtungsphase treten 
kann. 

: Durch den vorliegenden Syndikatsvertrag sollen 
insbesondere die im· Marchfeldkanalgesetz aus 
Kompetenzgründen nicht enthaltenen notwendigen 
Festlegungen getroffen werden. Dies gilt vor allem 
für die Verpflichtungen des Landes Niederäster­
reich. Dieses hat nach dem Vertrag 10 vH der 
Errichtungskosten zu tragen; die korrespondie­
rende Bestimmung im Marchfeldkanalgesetz (§ 3 
Abs. 1 Z 4) ist lediglich als Feststellung zu werten 
und hat keinen normativen Charakter. Der Vertr:J,g 
enthält weiters die Verpflichtung des Landes, bis 
1. Jänner 1986 eine Betriebsgesellschaft Marchfeld­
kanal einzurichten, sofern bis dahin eine bundes ge­
setzliche Regelung für die Einhebung von Interes­
~entenbeiträgen geschaffen wird. Diese Bedingung 
ist durch § 16 des Marchfeldkanalgesetzes erfüllt, 
1Yelcher eine Beitragsverpflichtung der Begünstig-

-I 

Weinberger 

Berichterstatter 

ten zum Betrieb und zur Erhaltung des Marchfeld-
kanalsys ems vorsieht. . 

Der S ndikatsvertrag geht davon aus, daß durch 
Bundesg setz eine Errichtungsgesellschaft 
Marchfe dkanalsystem eingerichtet 'Yird, der die 
Herstell ng des Kanalsystems obliegt. Als Errich­
tungskos en sind im Vertrag zwei Milliarden Schil­
ling auf er Preisbasis 1984 als Obergrenze vorge­
sehen. avon sind 30 vH durch den Wasserwirt­
schaftsfonds aufzubringen, wobei sich der Bund 
verpflich et, den Fonds durch Bundesgesetz zur 
Gewähr ng eines entsprechenden Darlehens an die 
Errichtu gsgesellschaft zu ermächtigen. Als Beitrag 
zu den etriebskosten verpflichtet sich der Bund, 
ab 1986 ·.ährlich 7,5 Millionen Schilling zu leisten. 

Da de Syndikatsvertrag auch Akte der Bundes­
ung zum Gegenstand hat, bedarf sein 
der Genehmigung des Nationalrates. 

Der autenausschuß hat die gegenständliche 
Regieru gsvorlage in seiner Sitzung am 25.0kto­
ber 198 in Verhandlung genommen und nach 
einer De atte, an der sich außer dem Berichterstat­
ter die bgeordneten Ve t t er, St r ach e und 
E i g r u er sowie der Bundesminister für Bauten 
und Tec nik Dr. Üb lei s beteiligten, einstimmig 
beschlos en, dem Nationalrat die Genehmigung des 
Abschlus es des vorliegenden Syndikatsvertrages zu 
empfehl n. 

utenausschuß stellt somit den An tr a g, 
nalrat wolle dem Abschluß des Syndikats-

zwischen der Republik Österreich 
(Bund), ertreten durch den Bundesminister fü'r 
Bauten nd Technik, und dem Land Niederäster­
reich be ~effend die Errichtung und den Betrieb 
eines M rchfeldkanalsystems (734 der Beilagen) 
die Gen hmigung erteilen. 

Wien, 1985 1025 

Dipl.-Kfm. Dr. Keimel 

Obmann 
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